
über die Aufgaben und die Organisation der Kranken­
häuser des Staatlichen Gesundheitswesens (Rahmen- 
Krankenhausordnung) vom 5. November 1954 (GB1.- 
Sonderdruck Nr. 54) i. d. F. der ÄndAO vom 7. Juli 1955 
(GBl. I S. 500) obliegenden Pflichten zur Beaufsichti­
gung und ständigen Weiterbildung des medizinischen 
Personals und der Ärzte auf dem Gebiet der Anästhesie 
verletzt. Diese Feststellung ist in ihrer Allgemeinheit 
jedoch nicht geeignet, kausale Beziehungen zum kon­
kreten Tatgeschehen zu begründen. Bei der Prüfung 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist es vielmehr 
erforderlich, zu klären, ob diese Pflichtverletzungen 
kausal für die eingetretenen Folgen sind, d. h., ob der 
Angeklagte als Chefarzt durch ungenügende Weiter­
bildung und Beaufsichtigung der ihm unterstellten 
vollapprobierten Ärztin Lo. den Patienten fahrlässig 
getötet hat. Nicht Pflichtverletzungen schlechthin be­
gründen bei erfolgsqualifizierten Delikten wie der fahr­
lässigen Tötung die strafrechtliche Verantwortlichkeit. 
Die in Betracht kommenden Straftatbestände erfordern 
vielmehr die Feststellung eines ursächlichen Zusam­
menhangs zwischen den Pflichtverletzungen und den 
schuldhaft herbeigeführten Folgen.
Daraus ergibt sich, daß in diesen Fällen Disziplinver­
stöße allein nicht der strafrechtlichen Ahndung unter­
liegen. Auf ihre Vermeidung, die Beseitigung ihrer Ur­
sachen und begünstigenden Bedingungen ist primär 
durch Maßnahmen der allgemeinstaatlichen und ge­
samtgesellschaftlichen Einflußnahme hinzuwirken, so 
durch die Realisierung der vollen Verantwortung ge­
genüber den übergeordneten Organen, die die Kon­
trolle ebenso wie bestimmte Formen der Anleitung 
und Erziehung einschließt. Bei Vorliegen der entspre­
chenden Voraussetzungen kann aber auch die diszipli­
narische oder ordnungsstrafrechtliche Verantwortlich­
keit begründet sein. Strafrechtliche Verantwortlichkeit 
setzt individuelle Schuld in Beziehung auf die Er­
füllung aller Voraussetzungen des jeweiligen ge­
setzlichen Tatbestandes voraus. Die im Zusammen­
hang mit der Beurteilung von Strafrechtsverletzungen 
aufgedeckten begünstigenden Umstände, Mängel und 
Mißstände in der Leitungstätigkeit und auf anderen 
Gebieten des gesellschaftlichen Lebens begründen für 
die Gerichte jedoch die Pflicht, die für die Beseitigung 
solcher Erscheinungen verantwortlichen anderen staat­
lichen und gesellschaftlichen Organe darauf hinzuwei­
sen und sie in ihrem Bemühen um die Wiederherstel­
lung von Ordnung und Disziplin zu unterstützen.
Eine Ausweitung der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit nach Umfang und Inhalt widerspricht der sozia­
listischen Gesetzlichkeit und führt dazu, daß das für 
alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens unabding­
bare Prinzip der sozialistischen Verantwortlichkeit 
negiert und die weitere Entwicklung des Verantwor- 
tungsbewußtseins der Bürger nicht gefördert wird, son­
dern diese in ihrer Verantwortungsfreudigkeit 
gehemmt werden können.
Wenngleich der Angeklagte diesen ihm als Chefarzt 
und verantwortlichem Chirurgen obliegenden Pflichten 
bei der Ausbildung auf dem Gebiete der Anästhesie 
nicht in ausreichendem Maß gerecht geworden ist, so 
waren sie doch im vorliegenden Strafverfahren nicht 
ursächlich für das Versagen der verurteilten Ärztin Lo. 
und somit auch nicht kausal für den Tod des Patienten. 
Zunächst ist davon auszugehen, daß sich ein Bürger, 
dem nach abgeschlossener Ausbildung der berufliche 
Befähigungsnachweis erteilt und ein bestimmter Auf­
gabenbereich in eigener Verantwortung übertragen 
worden ist, bei persönlichem Versagen grundsätzlich 
nicht darauf berufen kann, daß ihm seine Lehrer, Aus­
bilder oder übergeordneten Leiter auf diesem Gebiet 
ein nicht genügendes Wissen vermittelt haben. Das Be­

zirksgericht hat verkannt, daß es sich bei der Verur­
teilten Lo. um eine vollapprobierte Ärztin in der Fach­
arztausbildung handelt; es ging davon aus, daß 
sie sich noch in der Pflichtassistentenzeit befand. 
Deshalb hat es die Beurteilung des Geschehens unter 
anderen Aspekten vorgenommen und diesem vermeint­
lichen Umstand bei der Prüfung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit des Angeklagten L. zu Unrecht eine 
entscheidende Bedeutung beigemessen.
Darüber hinaus hat die Beweisaufnahme ergeben, daß 
der Verurteilten Lo. die konkreten Umstände bekannt 
gewesen sind, die sie im vorliegenden Fall hätte beach­
ten müssen, um den Tod des Patienten zu verhindern. 
Nach ihren eigenen Einlassungen hat sie aus ihrem Stu­
dium sowie aus ihrer bisherigen ärztlichen Tätigkeit — 
der Angeklagte L. hat ihr, wenn auch in ungenügendem 
Maße, während der Pflichtassistentenzeit praktisches 
Wissen vermittelt — gewußt, daß sie als Arzt für die 
Indikation einer Narkose und deren Verlauf sowie für 
das gesamte Operationsgeschehen verantwortlich ist. 
Ihr war auch bekannt, daß bei vollem Magen eines Pa­
tienten keine Vollnarkose gegeben werden soll und, 
falls dies doch erforderlich ist, besondere Vorsichts­
maßnahmen zu beachten sind.
Sie erfuhr von der Angeklagten A. und der Zeugin G., 
daß der zum Zeitpunkt ihres Eintreffens bereits voll­
narkotisierte Patient kurz zuvor gegessen und zu Be­
ginn der Narkose sogar erbrochen hatte. Sie wußte, daß 
deshalb für sie besondere Sorgfalt geboten war. Da 
sie sich auf dem Gebiet des Erkennens und des Behan- 
delns von Narkosezwischenfällen unerfahren fühlte — 
und mit einem solchen mußte sie infolge der gegebenen 
Umstände rechnen —, wäre es ihre Pflicht gewesen, den 
Angeklagten L. entsprechend seiner allgemeinen Anwei­
sung zu verständigen. Spätestens hätte sie jedoch dieser 
Anordnung nachkommen müssen, als sie nach der 
Wundversorgung eine Blaufärbung der Lippen des Pa­
tienten feststellte, zumal sie selbst Sauerstoffmangel 
vermutete. In der Beweisaufnahme vor dem Obersten 
Gericht erklärte sie hierzu, sie habe angenommen, daß 
dieser Umstand auf ein Zurückfallen der Zunge zurück­
zuführen sei und daß es sich deshalb um ein vorüber­
gehendes Verlegen der Atemwege gehandelt habe. Sie 
hat sich pflichtwidrig weder von der Richtigkeit dieser 
Diagnose überzeugt noch entsprechende Anordnungen 
getroffen. Sie verließ sich vielmehr darauf, daß die Sta­
tionsschwestern, denen der Patient übergeben wurde, 
selbständig mit dieser Komplikation fertig werden wür­
den. Unmittelbar nach der Beendigung der Wundversor­
gung verließ sie unter Verletzung des Grundsatzes, daß 
der Arzt bis zum Wiedererwachen des Patienten aus 
der Narkose anwesend bleiben muß. das Krankenhaus, 
ohne nochmals nach dem Patienten zu sehen. Dieser 
Pflichtwidrigkeit war sie sich auch bewußt; sie berief 
sich jedoch darauf, daß dieser Grundsatz auch von an­
deren Ärzten des Krankenhauses — einschließlich des 
Chefarztes — mißachtet wurde. Dies vermag jedoch die 
Ärztin Lo. nicht zu entlasten, da die Pflichtverletzungen 
anderer nicht von eigener Verantwortlichkeit befreien.
Unter Berücksichtigung dieser konkreten Tatumstände 
ist das Versagen der Ärztin Lo. nicht auf für den Tod 
des Patienten kausale Pflichtverletzungen des Ange­
klagten L. im Rahmen seiner Ausbildungs- und Auf­
sichtspflichten zurückzuführen. Die aufgezeigten, den 
Tod des Patienten mitverursachenden Pflichtverletzun­
gen der Ärztin Lo. beruhen demzufolge nicht auf einer 
von L. zu vertretenden Unkenntnis bezüglich der Kom­
plikationsgefahren bei Vollnarkose. Diese Pflichtver­
letzungen der Ärztin sind vielmehr auf eine Mißachtung 
ihr bekannter und zum Zeitpunkt des Geschehens auch 
bewußt gewesener medizinischer Grundkenntnisse zu­
rückzuführen.
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